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Der Parlamentarische Staatssekretär 

des Bundesministers für Wirtschaft Bonn, den 12. Februar 1968 

II A3 - 0291 45 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gewerbeförderungsmittel für die mittelständische Wirt- 
schaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wieninger, Stücklen, 
Schlager, Dr. Frerichs, Burgemeister und Genossen 
" Drucksache V/2486 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wieninger, Stücklen, 
Schlager, Dr. Frerichs, Burgemeister und Genossen beantworte 
ich im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
namens der Bundesregierung wie folgt: 


1 . Ist die Bundesregierung mit uns der Meinung, daß die zum Einsatz 
gebrachten Gewerbeförderungsmittei strukturverbessernd wirken 
und geeignet sind, die Leistungsfähigkeit des mittelständischen 
Gewerbes zu erhöhen und damit die Steuerkraft der Betriebe zu 
stärken? 

Ist sie ferner mit uns der Meinung, daß die Gewerbeförderungs- 
mittel somit nicht als abbaufähige Subventionen angesehen 
werden können? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die gewährten 
Gewerbeförderungsmittel strukturverbessernd wirken und ganz 
wesentlich dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit des mittel- 
ständisdien Gewerbes und damit seine Steuerkraft zu erhöhen. 

Sie betrachtet die Gewerbeförderung als Instrument der Struktur- 
politik, mit dessen Hilfe lebensfähigen Unternehmen des ge- 
werblichen Mittelstandes die laufend erforderliche Anpassung 
an die -ökonomische und technische Entwicklung erleichtert 
werden soll. 

Gewerbeförderung ist deshalb eine ständige wirtschaftspolitische 
Aufgabe, für die öffentliche Finanzhilfen der Bundesregierung 
vorgesehen sind. 
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2. Falls die Bundesregierung der Auffassung ist, daß auf den Einsatz 
der Gewerbeförderungsinittel in absehbarer Zeit nicht verzidrtet 
werden kann, ist sie dann bereit, mit den Trägern der Gewerbe- 
förderung wenigstens für die Laufzeit der mittelfristigen Finanz- 
planung feste Abmachungen über die Durcirführung der einzelnen 
Maßnahmen zu treffen und die finanzielle Beteiligung des Bundes 
im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten für den gleichen 
Zeitraum zu sichern? 

Der Jahreswirtsdiaftsberidit 1968 der Bundesregierung (s. Druck- 
sache V/2511 vom 25. Januar 1968 Ziff. 60) enthält den Hinweis, 
daß in Zusammenarbeit mit den Ländern künftig eine mittel- 
fristige Planung für die Gewerbeförderung angestrebt wird. Im 
Rahmen einer solchen Planung werden in Abstimmung auch mit 
den Trägern der Gewerbeförderungsmaßnahmen die materiellen 
Zielsetzungen und der Umfang der einzelnen Maßnahmen 
festgelegt werden. Die Bundesregierung wird den aus einer sol- 
chen Planung sich ergebenden Finanzbedarf zur Grundlage des 
in den Bundeshaushaltsplan des betreffenden Jahres einzu- 
stellenden Mittelansatzes nehmen und vom Bundestag die Be- 
willigung dieser Mittel erbitten. 


3. Kann gegenüber einzelnen Gewerbeförderungsträgern von den 
Haushaltsrichtlinien des Bundesfinanzministers über Zuwen- 
dungen der öffentlichen Hand dahin gehend abgewichen werden, 
daß die Eigenbeteiligung ermäßigt oder auf sie ganz verzichtet 
wird, wenn andernfalls angelaufene erfolgreidie Gewerbeförde- 
rungsmaßnahmen dadurch zum Erliegen gebracht werden? 

Für Zuwendungen des Bundes an die Träger der Gewerbe- 
förderung sind die Richtlinien der Bundesregierung vom 1. April 
1953 zu § 64 a der Reichshaushaltsordnung maßgebend. Sie 
sehen vor, daß die Gewährung von Zuwendungen für die im 
Bundesinteresse liegenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
auch von einer angemessenen Eigenbeteiligung des Zuwendungs- 
empfängers abhängig gemacht wird, wenn auch eigenen 
Zwecken des Empfängers gedient wird. Diese Richtlinien ent- 
halten genügend Spielraum für sachgerechte, die Verhältnisse 
jedes Einzelfalles berücksichtigende Entscheidungen, audi hin- 
sichtlich der Eigenbeteiligung. Die Bundesregierung ist daher 
der Ansicht, daß die Weiterführung erfolgreich angelaufener 
Gewerbeförderungsmaßnahmen im Rahmen der Richtlinien ge- 
währleistet bleibt. 


K. D. Arndt 



